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Auf elastisdien Wegen!

Spricht man mit deutscäien An- 
■wälten der Europäisdien W irt- 

sdiaftsgem einsdiaft, so stellen sie 
oft eine A rt von missionarisdier 
VerpflidLflung zur sozialen Markt- 
w irtsdiaft als Maß stab für den 
■wirtschaftspolitisch.en Stdl dieser 
west-mdttel-euTopäisdien Union auf. 
Einiges spridit audi dafür, den 
W ettbewerb als ein zentrales Mo
tiv  des V erhaltens im Gemein
samen M arkte anzusehen. Aber je 
der, der sidi n id it zum Sendboten 
des Unionsgedankens berufen 
fühlt, sieht, daß damit nur eine 
von vielen Triebfedern hervorge
hoben wird, und zwar keineswegs 
die, nad i der sddi alle anderen 
ausriditen werden. Das Mo'dell der 
sozialen M arktw irtsdiaft ist nodi 
keine ausfuhrfähige Idee, und die 
bei uns realisierte Misdiform des 
w irtsdiafts- und  finanzpolitdsdien 
Stiles als eine historisdie Zufällig
keit ist erst red it kein transfera
bles Lehrstück. W ir tasten  uns nidit 
viel anders a ls  andere Industrie
staaten an die Aufgabe heran, die 
Leitbilder Vollbeschäftigung, sozi
ale Freiheit, tedini'scher Fortsdiritt 
und W ährungsstabilität m iteinan
der zu vereinen.

D ie A n zieh u n gskraft d er  E W G

Trotz allem Unsddieren und Un- 
gelösiten ist d ie  von Prof. Hallstein 
vorhergesehene und unbeirrt ver
teidigte Anziehungskraft der Euro
päisdien W irtsdi'aftsgemeinsdiaft 
nicht länger zu bestreiten. W er 
das noch tut, verkennt die Trag
w eite des Ausspruchs des franzö- 
sdsdien Landwirtschaf'tsmimsters 
Pisani, daß die Sodisergemeinsdiaft 
zur Entente verurteilt sei. Er ver
kennt ferner die vielen Assozi- 
ierungswünsdie und, last not least, 
den Beitrittsantrag Großbritanniens 
— eineni Antrag, der nach dem 
französisdien Außenminister Couve 
de M urville bezwedct, Großbritan
nien an' die EWG heranizuführen, 
nicht aber diese an das Inselreich.

A ber diese Dynamik hat keinen 
einhellig liberalen Grundzug, wenn 
m an ihn imi Sinne neoliberaler 
Doktrinen) auffassen soll. Sie ist 
vielm ehr geopolitisdier N atur und 
wird halb gefühlsmäßig und sidier- 
lich auch irrtum sbeladen von 
Unternehmern getragen.

Die Verheißung dies größeren 
und deshalb arbeitsteiligeren M ark
tes, die Taktik des „Den-Fuß-in-die 
Tür-Haltens“, die rüdssdilagsar- 
men hohen W adistum sraten wäh- 
rerud der fünfziger Jahre und die 
rasdie Ausweitung des innereuro- 
päischen Handels spielen ebenso 
mit wie die Hoffnuing, daß die 
„Vereinigten Staaten von Europa" 
eine Renaissance der gesdiw äditen 
D ritten Kraft zwischen Amerika 
und der Sowjetunion bewirken 
könnten. Aber die konservativ- 
ständischen Kräfte, der freiheit
liche Sozialismus und das festungs- 
wirtschaftlich denkende M ilitär 
habeni sid i und ihre Ideale nidit 
aufgegeben oder einem dogmati- 
sdien Liberalismus ergeben.

D er po litisch e S til

W ie der politisdie Stil d e r Euro
päischen Gemieinisdiaften konkret 
einmal aussehen wird, ist letzlidi 
unausgetragen. Selbstverständlich 
sind die Völker dieser Gemein- 
sdiaften in d e r A bsidit angetreten, 
sich nicht vom Bolsdiewismus hin- 
wegspüleni zu lassen. Davon einmal 
abgesehen, w ill man zunächst zu
sammenwachsen. Dafür sudit man 
die am ehesten realisierbaren Stu
fen, mögen sie im einzelnen Falle 
mehr aus liberalen, mehr aus kon
servativen oder auch einmal mehr 
aus sozialistischen Elementen be- 
stehen,. W ir haben es mit dem 
Pragmatismus als der Riditschnur 
für heute unid m orgen zu tun, . 
wissen ihn jedodi ausgerichtet auf 
dias Ziel einer leistungsfähigen poli
tischen Union freier Völker.

Man hat als ZoUundon begonnen. 
Anfangs w ar diese Idee mit recht 
sdiutzzöllnerischen Vorstellungen 
vom Außenzoll bepackt. Außerdem 
war sie an viele Fußangeln des 
nationalen adm inistrativen Protek
tionismus gelegt. V on diesen sind 
einige unterdessen entfernt wor
den — dank wadiisender Einsidit, 
aber auch dank energisdier Sdiritte 
der Exekutiven und Geriditshöfe 
der Gemeinschaften. A n vielen an
derein zappelt d ie  Idee aber immer 
nodi'. Die Hoffnung v ie ler auf den 
hohen Außenzoll m ußte der poli- 
tisdien Lage geopfert werden. Die 
USA fordern es, und sie werden 
es durdisetzen — aber wohl n id it 
ohne eigene Gegenleistung in  der 
gleichen Münze. Die handelspoli- 
tisdien Absichten des Präsidenten 
Kennedy verheissen dies.

D ie freihän dlerische N ote  
d er  fre ien  W elt

W enn die beiden großen Kraftzen
tren der freien W elt diesseits und 
jenseits des A tlantiks sich gegen
seitig zu einer freihändlerisdien 
Note für den W aren- und Dienst
leistungsverkehr hindurchringen, 
nimmt der ganze westUdie W elt
handel diese Färbung an. Seine 
Absidierung gegenüber dem 
Staiatshandel des Ostblocks wird 
dann zur gem einsam en Aufgabe. 
Gleichzeitig verlieren  die Block
präferenzen an  Bedeutung. Das 
kann einzelne Investitionspläne 
abschleifen, aber insgesam t steht 
es dodi un ter dem Signum des 
Segens der in ternationalen A rbeits
teilung. Deren A usdehnung ist ge
wiß nodi möglidi und aus den pri
mitiven V orstellungen der wirt- 
sdiaftsgeographisdien Ergänzungs
räume herauszuheben. M an muß 
die Initiative des einzelnen spielen 
lassen. Dann w ird der Austausch 
von Spezialitäten, den die großen 
Industrienationen m iteinander voll
ziehen, das  einfache Ergänzungs
geschäft auf eine Nebenbahn ab
drängen.
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Aber mit der freihändlerisdien 
Note des Gesamitstiles ergeben sidi 
neue Probleme. Es w ar so denk
bequem, sid i ein zollumigiürtetes 
Kerneuropa mit tropisdien Präfe
renzzöllen vorzustellein. Dann 
braudite manj kaum mit Unbekann
ten zu redmen’i die unvermeidbaren 
Haindelsverlagerungen hätten  dem 
inneren M arkt Auftrieb versdiafft. 
Jedodi zu Lasten, der dranßen Ge- 
baltenen! Dieser W eg ist nun ver
baut — und zwar sowohl wegen 
der neuen am erikanisdien und bri
tisdien A bsiditen als audi aus der 
Dynlamik der ersten  Ubergangsstufe 
heraus, die man nddit ohne die 
Auflösungsersdieinungen auf dem 
Glacis jenseits des Mittelmeeres 
seheni darf.

ihre poHtisdie Situation mui3 re
spektiert werden. Daß sid i das 
madiien läßt, hat die Sdiweiz z. B. 
gegenüber den Instituten von Bret
ton W oods dem onstriert. Sie ist 
zwax bisher der W eltbank n id it 
beigetneten-, hat ih r aber ihren ge
pflegten Em'issionsmarkt offenge
halten. Elastizität ist aud i gegen
über dem nordamerikanisdiem Kon
tinent notwenidig. Er ha t seine 
entwidcelte pazdfisdie Seite und 
seine sta rke  Verfleditung mit La- 
teinjamerika.

Elastizität im Denken ist nidit 
Grundsatzlosigkeit. Dde Grundsätze 
kann man alle den  Römisdien Ver
trägen enitnehmen; denn da folgen 
sie sddi sdion stufenweise, die

A rtikel 2, 110 und 131: die
Erriiditung eines Gemeinsamen 
M arktes und die sdirittw eise An
näherung der W irtsdiaftspolitik 
der M itgliedstaaten, die harmoni- 
sdie Entwddclung des W elthandels 
und die Förderung der wirtsdiaft- 
lidien und sozialen Entwiddung 
der überseeisdiemi Assoziierten. 
Aber audi w enn alle Interessierten 
sidi diese Grundsätze zu eigen 
machen, so heißt das nicht, daß 
dam it das Rezept für jede Frage 
des Zusammenlebens in der freien 
WeM gegeben ist. Nur die Klam
mer, dde alles zusammenhält, be
sitzt man dann. Es ist der Wille, 
gemeinsam die W ohlstandsmeh
rung zu betreiben. (Hn)

Politische und w irtschaftliche  
' E lastizitä t im  Zusam m enspiel

Jetzt muß man die Vorstellun
gen verändern. Dabei ist es gut, 
daß mehrere A rten des Zusammen- 
spiels nebeneinander bestehen, d. h. 
neben den europäisdien Gemein- 
sdiaften vor allem die OECD, die 
Developmeinit Assistance Group 
und der W eltwährungsfonds. Ge
rade diese Orgianisationen müssen 
iiiit ins Spiel gebracht werden, audi 
wenin dadurch die Tranisparenz des 
Vorgangs des Zusammenwachsens 
nachläßt. Der Vollzug der ökono
misch-sozialen Kem versdimelzung 
im föderalistisch geordneten W est- 
Mdttel-Europa b raudit n id it unter 
der Vielfalt der angelaufenen Pro
zesse zu leiden — w eder im Zeit
maß noch in der Sadie. Der Bei
tritt Großbritaniniens, Dänemarks 
und Irlands ist n id it a ls  Verwäs
serung der Wiritsdiaftsunioni, son
dern einfach als Erweiterung des 
Versuchsfeldes zu verstehen. Sdion 
für die Lösung der Probleme des 
Commonwealth m it seinen Neu- 
europazonen auf der nördlichen 
und südlidien Erdhalbkugel, seinen 
afrikariisdi-westindische'n Rohstoff- 
proVinzen imd seinen südostasi- 
atisdien Inidustrialisierungszonen 
bietet sich nur die Fall-Methode 
an. Mit elastischem Rat muß man 
ferner den europäischen N eutralen 
begegnen, weil sie als Wirtschafts- 
provinzen zu groß sinid, um als 
ausgespartes Niem andsland ange
sehen zu werden, und auch wieder 
zu kleini, um sidi ohne jede An
lehnung halten  zu können. Aber

Politische Integration noch nidit vorhanden!

A m  Anfang der Integrationspläne 
Europas stand das Ende des zwei
ten W eltkrieges. Europa w ar ein 
vom Kriege zerstörter und zerris
sener Kontinent, dessen Menschen 
wieder leben wollten. Sie packten 
an und bauten auf. Das konnten 
sie in dem einen Land — der Bun
desrepublik — frei von allem Bal
last, frei von Verpfliditimgen tun. 
Andere Länder rüsteten auf und 
führten sogar Kriege', um, wie zum 
Beispiel Frankreidi, überseeische 
Gebiete zu verteidigen. W ieder 
andere verloren ih re  Kolonien 
und hatten  mit inneren Schwierig
keiten in  Form untersdiiedlicher 
Entwicklungsstadien ihrer einzelnen 
Gebiete zu kämpfen — zum Bei
spiel Italien. All diese Länder wie
derum unterschieden sid i außerdem 
durdi die wirtschaftspolitisciien 
Grundsätze, von denen sie sich 
leiten ließen: Der pragmatische So
zialliberalismus der Bundesrepublik 
hebt sich zum Beispiel gegen das 
aus freiheitlicher Planung, soziali
stischem Experiment und M arkt
wirtschaft gemischte System Frank
reichs ab. A lle jedodi konnten im 
W iederaufbau Triebkräfte frei- 
setzen und in anhaltendes öko
nomisches Wachstum ümsetzen.

Verschiedene U rsprünge 
d e r  In tegra tion

Etwas ganz anderes stand gleidi- 
falls am Anfang: der gemeinsame 
Horror vor der Unfreiheit der 
Kriegs- und Besatzungszeit! vor

Mangel, Reglementierung und Rati- 
oinierung. Positiv ausgedrückt: die 
Se'hnsucht nach m aterieller Fülle 
und Freizügigkeit. H ier w ar nun 
psychologisch der Boden bereitet, 
auf dem eine Saat aufgehen konnte, 
die als wissenschaftliches Gedan
kengut bereits vorher entwickelt 
worden war: Die Lehre von der 
Maximierung des Sozialprodukts 
durch vollständige Konkurrenz, in 
ihrer W irkung vertieft durch die 
Aufhebung zwischenstaatlicher Bar
rieren  in Gestalt von Zöllen und 
Kontingenten. Kein W under, daß 
in dem besonders schwer getrof
fenen Deutschland, und zwar in 
seinem w estlidien Teil, diese Saat 
am nadihaltigsten W urzel sdilug.

Und eine dritte, w iederum von 
den beiden anderen unabhängige 
Gegebenheit ste llte sid i ein: Dais 
Empfinden, im Osten von einer 
Übermacht bedroht zu sein. Es war 
ebenfalls Westdeutschland, wo die
ses Gefühlsmoment am stärksten 
ins Bewußtsein trat. So wie W est- 
'deutschland hatten abier audi> die 
anderen europäischen Länder das 
Gefühl einer Gefahr. Nur war es 
bei ihnen zunächst nicht die UdSSR, 
die es erzeugte, sondern die Furdit 
vor einem womöglich wieder er- 
starkenderB Deutsdiland. Bei allen 
aber wurde der Wunsch geweckt, 
sidi anzule>hnen.

Dazu kommt nun als weitere 
äquivalente Bedingung für gemein
same europäische Vorhaben das
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amerikanische Drängen auf Ko
operation als Bedingung für die 
Aufbauhilfe des M arshallplans. Es 
führte zur Gründung der OEEC 
und d er sehr wirksam en und von 
der wirtschaftlichen Gesundung der 
europäischen Länder nicht wegzu
denkenden EZU.

Nehmen w ir all diese Bedingun
gen, die den Rahmen für die euro
päische Entwicklung bildeten, Wie- 
deraufbati und Wachstum, Liberali
sierung, politische Interessen und 
Vorstellungen, zusammen, so kön
nen w ir unschwer feststellen, daß 
der Wunsch nach politischer Ein
heit und nach Freizügdgkeit sowie 
das Drängen auf wirtschaftliche 
Kooperation die stärksten Beweg
gründe für die einzelnen Integra
tionsvorhaben waren. Sie waren 
die a u s l ö s e n d e n  Bedingun
gen. Stärke und Gleichschritt des 
Wachstums hingegen dürfen wir 
als adäquate Voraussetzungen für 
das Funktionieren der Liberalisie
rung im menschlichen und sach
lichen Bereich der W irtschaft be
trachten. W ie weit das wirtschaft
liche Wachstum seinerseits Frei
zügigkeit voraussetzte, muß Spe
kulation bleiben. W ir müssen aber 
einräumen, daß, von einem be
stimmten Entwicklungsgrad der 
Produktion und des Konsums an, 
adm inistrative Hindernisse, wie 
überall, so auch an den Landes
grenzen den  Fortschritt hemmen, 
daß. sie für die W irtschaft über
flüssig und schädlich sind.

B ekenntnis con tra  R ea litä t

Vor diesem Hintergrund von 
Wachstumswirklichkeit, Freizügig
keitsstreben und politischemWunsch 
entstanden nun OEEC, M ontan
union, EWG und Euratom. Und 
hier muß sogleich gefragt werden: 
Haben sie uns dem erklärten  Ziel, 
der politischen Integration, näher
gebracht? Sind sie überhaupt ge
eignet, diesem Ziele zu dienen? Es 
wird uns fast ein G laubensbekennt
nis abgefordert. Damit jedoch, daß 
verlangt wird, m an solle glauben, 
daß aus wirtschaftlichen Verschmel
zungsprozessen die politische V er
einigung folge, daß sich auf der 
m ateriellen Grundlage gewisser
maßen der geistige Aufbau von 
selbst errichte, dam it wird wohl

die Befähigung zu marxistischer 
Bewußtseinsbildung bei vielen 
Nachdenklichen zu sehr strapaziert.

W as bieten die V ertragsw erke 
aber an Realem? Die Montanunion 
wurde aus der M entalität des 
Mangels, aber auch des M ißtrau
ens geboren. Der Dynamik aus 
Fülle und Wachstum ist sie kaum 
gewachsen.

Der EW G-Vertrag hingegen hat 
zwei ganz verschiedene Grund
züge: Er verpflichtet einmal zum 
A usbau der Liberalisierung und 
hat auch die Landwirtschaft darin 
einbezogeni. Es w ird sich erweisen, 
wie weit die dem begrenzten Pro
duktionsfaktor Boden verhafteten 
W irtschaftszweige, eben in  erster 
Linie die Landwirtschaft, aber auch 
der Bergbau, nach unternehm eri
schen Grundsätzen der „free-enter- 
prdse"-Philosophie betrieben und 
den entsprechenden Bedingungen 
ausgesetzt werden können. H ier 
jedenifalls, im Abbau d er Hemm
nisse und in der V ereinbarung ge
meinsamer O rdnungen als Über
gangsmaßnahmen, hat der Vertrag 
sehr viel handelspolitischen!, w eni
ger produktionspolitischen und 
kaum staatspolitischen Charakter.

Anders in den Teilen, die das 
konstruktive Gespräch als Dauer
einrichtung implizieren, die V er
handlungen nämlich über die H ar
m onisierung der Steuer- und W ett
bewerbspolitik, und d ie die 
Kontaktgremien für d ie  Wäh- 
rungs- und K onjuÄ turpolitik  in- 
stituieren. Dieser Komplex hebt 
sich deutlich vom Liberalisierungs- 
Werk ab. Dieses setzt Rahmenbe
dingungen für freie, auf indivi
dueller Initiative beruhende Pro
zesse. Jener hingegen provoziert 
die politische Aktion. Er legt den 
Grund für einen Teil der für die 
politische Integration nötigen Maß
nahmen. Einen Teil nur, wohlbe
merkt! Und zwar den geringeren. 
Der gewichtigere Teil müßte in 
der Harmonisierung, ja  allmäh
lichen Verschmelzung der Außen- 
und der gesamten Finanzpolitik 
liegen. Ohne sie lassen sich die 
Steuer- und W ährungspolitik kaum 
auf einen N enner bringen und da
mit auch nicht die Konjunktur
politik.

Dieser M angel läßt aber auch 
den „politischen" Teil des V er
tragsw erkes in  der Luft hängen. 
Und w er w ollte sich demzufolge 
verhehlen, daß das Sechser-Europa 
auf dem besten W ege ist, nicht 
mehr und nicht weniger a ls  ein 
gelungenes L iberalisierungsvorha
ben zu sein; daß es aber mit dem 
unleugbaren V erfall d er Christ
lichen Demokratie in  Frankreich 
und Italien politisch ln  die Stagna
tionszone geraten, bestenfalls auf 
den W eg der klassischen Koali
tion verw iesen ist. W ohl haben 
sich in der Bundesrepublik Deutsch
land und in Frankreich konservative 
Kräfte durchgesetzt. V on da aus 
könnten sich Ansätze zu Gemein
samem bilden. Es ist jedoch noch 
alles offen.

D ie K unst des M öglichen

Die politische Integration M ittel
und W esteuropas w äre gut; denn 
diese Nationen sind füreinander 
geschaffen. H ier w ürden die Chan
cen für ein politisches Kraftfeld 
liegen, wenn das labile Italien 
nicht den machtpolitischen Durch
schnitt nach unten  korrigierte. Eine 
räumlich w eitergehende politische 
Integration anzustreben, w äre uto
pisch. „Integration" richtig verstan
den: am Ende eine einheitliche 
p o l i t i s c h e  Legislative und 
Exekutive mit aller Effizienz. Die 
auf größere Freizügigkeit gerich
tetem Teile des EW G-Vertrags 
w erden dagegen helfen, die „Ein
zugsgebiete", die jedes M itglieds
land um seine Grenzen herum  hat, 
zu erw eitern und so die wirtschaft
lichen Prozesse und  Strukturen 
enger m iteinander zu verquicken. 
Sie werden bewirken, daß die 
Menschen einander besser kennen- 
lernen und so eine für eine poli
tische Integration ebenso w ert
volle Funktion erfüllen, w ie die 
Beseitigung des Visumzwangs es 
tut. Sie halten außerdem  viele Ex
perten und Politiker im Gespräch. 
Auch das ist wertvoll.

Es soll nicht verkannt werden, 
daß gerade die Erweiterung der 
jeweils nationalen „Einzugsge
b ie te“ und die damit einhergehen
de Intensivierung des Handels 
eine Tendenz zur Angleichung von 
Kosten und Preisen auslöst. Das 
ist es auch, w as die Befürworter
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der Liberalisierung vor allem wün- 
scben. Nur sind da die Zusammen
hänge mit einer politisdien Inte
gration recht lose und nur mittel
bar. Es wäre auch fast betrüblich, 
wenn Großeuropa mit seinem viel
schichtigen kulturellen Gefüge und 
seinen hochentwickelten. Lebens
formen für sein Zusammenwachsen 
auf einen einheitlichen Butterpreis 
angewiesen wäre. .

Einige Effekte der bisher erfolg
ten IntegrationsveTanstaltungen 
müssen zu denken geben und zei
gen, wohin der K arren läuft: Die 
EWG hat bisher weniger Unter
nehmen aus ihren M itgliedslän
dern zu Gründungen in  einem 
anderen M itgliedsland veranlaßt, 
als daß sie amerikanische Finnen 
auf den europäischen Kontinent 
gelockt hat. Und weiter: W as wäre 
aus der EWG geworden, wenn 
ndcht Frankreich die innerw irt
schaftliche Sanierung kräftig  ange
packt und sich zur Konvertibilität 
entschlossen hätte? Erst die Ge
schichte w ird vielleicht einmal 
würdigen, was die Einführung der 
Konvertibilität und der fortschrei
tende Ausbau des freien Zahlungs
verkehrs für die westlichen Indu
strienationen bedeutet haben. Doch 
wohl — tendenziell — folgendes:
1. Zwang zur m onetären Diszi

plin, d.h . Verzicht auf Kredit
konditionen, die von den W elt
marktbedingungen losgelöst sind.

2. Daraus folgend Verzicht auf 
internationale m onetäre Hilfe
leistungen, die die produk
tivitätspolitischen Voraussetzun
gen des kreditnehm enden Lan
des übersteigen.

3. Daraus folgend Zwang für jedes 
einzelne Land, sich auf die 
eigene Leistungsfähigkeit zu 
verlassen und sich ihrer Gren
zen bewußt zu werden.

4. Überwindung des m onetären 
Regionalismus und Verzicht auf 
autonome Konjunkturpolitik.

D ie logische K onsequenz
Von hier aus erklärt sich eigent

lich alles W eitere: Daß gerade die 
entwickelten Industrienationen sich 
auf das stärkere Kraftfeld hinord
nen. müssen, wenn es ihnen nicht 
mehr gelingt, ein eigenes zu bil
den. Das gilt vor allem für Groß
britannien. Daß außerdem die . As
soziierung unterentw ickelter Län
der und Gebiete den Charakter 
gutgemeinter Demonstration hat.

Denn Konvertibilität und Liberali
sierung zwingen zu eigener Lei
stung, der aber von der mensch
lichen Qualifikation und der tech
nischen A usstattung her. vielfach 
noch enge Grenzen gesetzt sind. 
Internationale Kreditaktionen w ür
den unter diesen Voraussetzungen 
nur vorübergehend Nutzen brin
gen, auf die Dauer aber und gar 
als Institutionen eher Schaden an- 
richten. Konkret: Jedes . Ungleich
gewicht, das nicht aus eigener 
Kraft behoben w erden kann, muß 
Gegenstand einer Entwicklungs
hilfe sein, über deren Form die 
Verantwortlichen im Hinblick auf 
die Effizienz noch viel gründlicher 
als bisher nachdenken müssen.

Die Entwicklung geht wirtschaft
lich in die Richtung des atlanti
schen Großraums. Politische In ter
essen, weltweites Wachstum ohne 
klassische Konjunkturzyklen und, 
last not least, das, was wir den 
„Zeitgeist“ nennen, weisen diesen 
Weg. Die organisierte Liberalisie
rung in der EWG hilft ihn ebnen. 
Darin liegt ihr größter W ert.

W enn der Blick nun immer mehr 
auf die atlantische als auf die 
europäische Wirtschaftsgemein
schaft gerichtet ist, so bedeutet das 
w eder V errat an alten Prinzipien 
noch ihre Verwässerung. Denn 
eine europäische p o l i t i s c h e  
Integration kann davon nicht be-

rührt werden; es gibt sie noch 
nicht und eine atlantische ist nicht 
möglich. Ein derartiger Großraum 
verbietet von selbst das Minimum 
an exekutivem und legislativem 
Zentralismus, das nun einmal liötig 
ist, um von einer politischen Ein
heit zu reden. Um so mehr bietet 
sich die Kooperation in mancherlei 
Beziehung an: finanzpolitisdi, w äh
rungspolitisch, handelspolitisch und 
außenpolitisch. Ein Schritt in die
ser Richtung w ar das Stützungs
abkommen für den Internationalen 
W ährungsfonds, das aber nach 
dem eben über den internationalen 
Kredit Gesagten nicht überschätzt 
werden sollte.

In allen westlichen Industrielän
dern gelten die gleichen w irt
schaftspolitischen Prinzipien: Voll
beschäftigung, freies Unternehmer
tum, soziale Stabilität. Auch befin
den sie sich alle — mit wechseln- 
den „Frequenzen“ — im Sog eines 
früher nie gekannten Wachstums. 
Ziel ist, dieses Wachstum durch 
wirtschaftspolitische Kooperation 
in den zwangsläufig w eiterhin vor
wiegend nationalen W irtschafts
räumen zu harm onisieren und auf 
diese W eise deren Stabilität zu 
gewährleisten. Eine zügige Libera
lisierung des Handels- und Zah
lungsverkehrs sowie die Freizügig
keit der Arbeitskräfte und Unter
nehmen sind dafür Voraussetzung 
und Maßstab des Erfolgs. (WB)

Schwaches Fundament für gemeinsame Konjunkturpolitik

K onjunk tu rpo litik  ist auch heute 
noch „national“. Das gilt im allge
meinen im' Hinblidc auf ihre Ziel
setzungen und stets im Hinblick 
auf ih r Zustandekommen! die W il
lensbildung ist nach wie vor einzel
staatlich. Dies trifft selbst für den 
EWG-Raum zu, trotz A rtikel 103 
des EWG-Vertrages, nach dem „die 
M itgliedstaaten . . .  ihre Konjunk
turpolitik als eine Angelegenheit 
von gemeinsamem Interesse" be
trachten. Dieser Passus des V er
trages ist bisher nicht m ehr als 
öine Deklaration, die erst in  An
sätzen (so z, B. die Fragebogen
aktion Marjolins) zu konkreten 
Schritten geführt hat. Doch gerade 
nach dem Eintreten des Gemein

samen M arktes in  die zweite 
Phase, die den Übergang von der 
Zoll- zur Wirtschaftsunioni bringen 
wird, kann es nur noch eine Frage 
relativ kurzer Zeit sein, bis es zu 
einer engeren Zusammenarbeit in 
der Konjunkturpolitik kommen 
wird.

Nach dieser kurzen, für den 
Augenblick noch nicht sehr ermu
tigenden Bestandsaufnahme mag 
es müßig erscheinen, überlegun- 
geni über Problem© d er Konjunk
turpolitik in einem vergrößerten 
EWG-Raum anzustellen. Doch das 
Gegenteil ist der Fall. Gerade weil 
eine gemeinsame Konjunkturpolitik 
der EWG-Länder in  Sicht ist, muß 
mit V orrang d ie  Frage geklärt
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werden, ob sich durdi den Beitritt 
w eiterer Länder — etwa der EFTA- 
Staaten und gar der USA und 
Kanadas — in dieser Hinsidit 
grundsätzlidi neue Probleme er
geben.

Politische E inigung  
ausgesprochenes F ernziel d er  EW G

Um die A ntwort vorwegzuneh
men: grundsätzlidi neue institu 
tionelle Probleme für eine gemein
same Konjunkturpolitik entstehen 
hier in  demsielben M aße wie Pro
bleme für eine gemeinsame — über 
bloße Außenhandelspolitik hinaus
gehende — Politik überhaupt. Man 
muß dies ohne alle Illusionen 
sehen. Bisher ging es um sedis 
Länder, die sid i — bei aller Unter- 
sdiiedlidikeit im ednzelnen — auf 
ein  großes Gleidimaß der Interessen 
stützen könmen und die sidi auf 
ein Integrationisprogramin geeinigt 
haben, dessen klar ausgesprodie- 
nes Fernziel die politisdie Eini
gung ist. Zweifellos lasBeii sidi 
unter soldien Voraussetzungen mit 
der Zeit jene Souveränitätsverzidite 
erreidien, die die unentbehrlidie 
Grundliage gem einsamen politisdien 
Handelns sind. Diese Basis muß 
durdi den Beitritt w eiterer Länder 
n id it notwendigerweise enger wer- 
deni, dodi es sdieint so, als werde 
sie es.

G em einsam e K on ju n k tu rpo litik
ohne su pranationale B indung

Zu einer engeren Zusammenar
beit der heutigen EWG-Länder und 
hinzukommender Vollmitglieder 
mit anderen Ländern auf konjunk- 
turpolitdscbem Gebiet bestünde audi 
ohne das Zustandekommen eines 
größeren, etwa „atlantisdien" Prä- 
ferenzraum® aller Grund. Die insti
tutionellen M öglidikeiten dürften 
so nidit einmal geringer sein, 
denn audi in einer A rt „Atlanti- 
sdier Freihandelszone“ w äre im 
Zweifel nur mit einem Minimum 
an „supranationaler" Einwirkungs- 
möglidikeit zu redinen. M an kann 
also davon ausgehen, daß ge
meinsame Konjunkturpolitik in 

. einem über den EWG-Kem hinaus 
beträditlid i (also nidit nur um 
Großbritannien) erw eiterten Raum 
w irtsdiaftlidier Zusammenarbeit 
unter der institutionellen Voraus
setzung einer fehlenden Zentralge

walt durdigeführt werden müßte, 
was zweifellos ein schweres Handi
cap wäre.

Der Sog, der von dem über
zeugenden Gedeihen der EWG auf 
andere europäische Länder ausgeht, 
erweist sidi mehr und mehr als 
eine zwiespältige Sadie. Zwar soll 
es das ganze (West-) Europa sein, 
aber es soll audi die ganze Inte
gration sein! Es m ehren sich die 
Stimmen, die die Gefahr einer V er
wässerung des Integrationsgedan
kens besdiw ören und deren W ar
nungen im Grunde auf die Formel 
„lieber sedis oder sieben Volks- 
w irtsdiaften integriert als zwölf 
bloß zu einem Präferenzraum ver
bunden" hinauslaufen.

Noch deutlicher wird die Ten
denz zur Verwässerung, wenn von 
der „Atlantischen Gemeinschaft“, 
der Einbeziehung Nordamerikas, 
die Rede ist. M an verkennt den 
C harakter der EWG, deren Ziel 
zutiefst politisch ist, wenn man aus 
ihr einen Handelsklub m adien will. 
Das Rezept w ird vielmehr heißen 
müssen: zur EWG nur, w er ihre 
Zielsetzung voll und ganz bejaht, 
mit den übrigen Ländern aber eine 
liberale Handelspolitik treiben. Die 
Dillon-Runde kann dabei als M uster 
dienen.

E in igkeit über Z iele  u n d  M ittel

Gemeinsame Konjunkturpolitik 
setzt — von den  institutioneilen 
Vorbedingungen abgesehen — 
Einigkeit über die Ziele und M ittel 
voraus. Die EWG-Länder haben in 
Art. 104 des V ertrages ihre wirt- 
sdiaftspoliMsdien Ziele programma- 
tisd i verkündet: W ahrung eines 
hohen Beschäftigungsstandes, eines 
stabilen Preisniveaus und Sidierung 
des Zahlungsbilanzgleidigewichts. 
Schon unter den EWG-Ländern 
dürfte es in dem (durchaus realisti
schen) Falle von Konflikten dieser 
drei Zielsetzungen zu Meinungs- 
versdiiedenheiten darüber kommen, 
welchem Ziel der Vorrang gebührt. 
J e  w eiter der Kreis der zusammen
arbeitenden Länder ausgedehnt 
wird, desto größer w erden die Kon- 
fliktmöglichkeiten. Dodi davon ab
gesehen: schon m it dem Beitritt 
Großbritanniens kommt ein kon
junkturpolitisch wirklich problema- 
tisd ier „Fall“ in den Kreis hinein.

bei dem es selbst dann zu Kontro
versen über die W ahl der einzu- 
setzenden M ittel kommen wird, 
wenn man sich: über die Ziel/e 
einig ist.

A usgleich von  Unterschieden

Eine konjunkturpolitische Zu
sammenarbeit, an der sich mög
lichst a lle  wichtigeren^ Industrie
länder diesseits und jenseits des 
A tlantik beteiligen, erlaubt zwar 
die kooperative Inangriffnahme der 
drängenden Probleme d'er w est
lichen W eltwirtschaft, w ie der 
internationalen W ährungsfrage und 
der W achstumsmisere Großbritan
niens und der USA. Doch damit 
türmen sich, immer neue Sdiwierig- 
keiten in der W ahl der M ittel auf. 
Um nur einige Beispiele zu nennen: 
sollen die übrigen Partner dann auf 
Grund einer gesteigerten Loyali- 
tätsverpflichtung den „fußkranken“ 
Leitwährungen £  und $ durch Be
reitstellung von immer m ehr inter
nationaler Liquidität helfen? Sollen 
sie statt dessen oder daneben den 
USA Lasten der Entwidclungshilfe 
und der S talionierungsausgaben ab
nehmen — oder dürfen sie audi 
auf die Möglichkeit zur Reduzie
rung der am erikanischen privaten  
Investitionen in  W esteuropa auf
merksam machen? Sollen sie Groß
britannien den „Sprung ins kalte 
W asser", den expansiven Ausweg 
aus seinen Zahlungsbilanzschwie
rigkeiten, empfehlen oder den W eg 
der Restriktion? Gemeinsiame Kon
junkturpolitik heißt in  der Praxis 
sehr oft A usgleidi von Untersdiie- 
den. Das bedingt m eistens Empfeh
lungen an die Betroffenen^ die 
ihnen n id it angenehm  sind. So 
wird die M ittelwahl häufig nicht 
zum wissenschaftUch.-technischen, 
sondern zum politisdi-psydiolo- 
gischen Problem.

Sich von der erw eiterten  w irt
schaftlichen Zusam menarbeit eine 
gewisserm aßen automatisch erfol
gende bessere Abstimmung (das 
heißt nicht Angleichunig!) der Kon
junkturpolitik zu versprechen, wäre 
ebenso verfehlt wie die Vorstellung, 
mit der Einführung von Gemein
eigentum werde das Problem der 
W irtschaftslenkung gelöst. Die Ste
rilität, die die EWG in dieser Be
ziehung bisher bewiesen hat, zeigt
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das deutlidi genug. Die einiger
maßen parallelen Vorstellungen 
über die Zielsetzung sind wirklich 
so ziemlich alles, was in  die Neu- 
grümdung eingebracht würde. Hin-

siditlich aller institutionellen Vor
aussetzungen und sogar der anzu
w endenden M ethoden bedarf es 
hingegen erst grundlegender Vor
arbeiten. (H.J.S.)

Die EWG in der Konjunkturpolitik der westlichen W elt'

D ie  bisherigen Bemühungen um 
eine gemeinsame K onjunkturpoli
tik der EWG-Staaten haben über 
programmatische Gesichtspunkte, 
wie sie in Art. 103 des V ertrages 
festgelegt sind, und über die Bil
dung eines konjunkturpolitischen 
Ausschusses bei der EWG noch 
nicht viel hinausgeführt. Es w äre 
auch schwer zu sagen, was an kon
kreten Maßnahmen, von der ohne
hin bestehenden Zusammenarbeit 
der Notenbanken und im W äh
rungsausschuß der EWG abge
sehen, hätte geschehen können.

Weder die Investitionen noch 
der Außenhandel, w eder Preise 
noch Löhne, w eder Einkommen 
noch Verbrauch können bei dem 
Prinzip der M arktw irtsdiaft in ter
national, auch nicht in  der ohnehin 
noch in ihrem Anfangsstadium be
findlichen Wirtschaftsgemeinschaft, 
konjunkturpolitisch gesteuert w er
den in dem Sinne, daß bestimmte 
konjunkturpolitische Maßnahmen 
zur Erzielung bestimm ter W irkun
gen in korrespondierender Zusam
menarbeit von den M itgliedern der 
Gemeinschaft ergriffen würden.

Das einzige, w as m an bisher 
praktiziert hat, ist eine internatio
nale Hilfe im Ausgleich der Zah
lungsbilanzen. Insofern nimmt die 
Gemeinschaft bisher in  der W elt
konjunktur keine andere Stellung 
ein, als die Summe der sechs ihr 
angehörenden Länder, die auch 
ohne die Institution der EWG 
unter außenwirtschaftlichen Aspek-

ten  konjunkturpolitisch handeln 
würden und die schon vorher in 
der OEEC auf diesem Gebiet fast 
enger zusamm engearbeitet haben 
als jetzt.

■ I
W eltkon junkturelle  

A usstrah lungen; Z ö lle

Welche übergeordnete A usstrah
lung der EWG auf die W eltkon
junktur wäre überhaupt denkbar? 
Sie könnte prim är von den V er
änderungen der Zölle ausgehen. 
Ohne Zweifel hat die Differenzie
rung zwischen Binnenzölleii und 
Außenzöllen schon zu einer Inten
sivierung des Güteraustausches in
nerhalb der EW G-Staaten geführt; 
das W achstum des EWG-Binnen- 
handels w ar größer als die Zu
nahm e des Außenhandels mit drit
ten Ländern.

Aber das ist im Grunde ja  eine 
strukturelle W irkung der Integra
tion, und man kann bei dem all
gemeinen Wachstum der W irtschaft 
der EWG-Staaten nicht sagen, daß 
d ritte  Länder darunter gelitten 
hätten. Ohne diesen Integrations
effekt w äre das W achstum in der 
einfachen Summe der EWG-Staaten 
bestimmt geringer gewesen und 
damit auch die positive W irkung 
auf die übrige W elt.

M an kann bisher auch keine sek
toralen oder regionalen W irkun
gen der Gemeinschaft feststellen, 
die über den Umfang normaler 
struktureller oder konjunktureller 
Vorgänge hinausgingen.

K on ju n ktu relle  P raxis is t elastisch

Dies gilt im wesentlichen auch 
für die Spaltung in  EWG und 
EFTA. W enn überhaupt uner
wünschte Handelsverlagerungen mit 
konjunkturellen Nebenerscheinun
gen bei dritten  Ländern eingetre
ten sind, so nur infolge der un
glücklichen Konstruktion der EFTA.

H ier ist es besonders das Ur
sprungszeugnis, das viel mehr un
natürlich verzerrend w irkt als 
alles andere. Das liegt an  der 
50“/o-Klausel für Bezüge aus den 
EFTA-Ländern bzw. an  der Roh
stoffklausel als Berechnungsmodus 
für die A nerkennung des Außen
handels ZU den reduzierten; Bin
nenzöllen der EFTA-Länder. Der 
indirekte Zwang, die 50 “/o zu er
reichen und damit auch ökonomisch 
unzweckmäßige Bezüge aus den 
EFTA-Ländern zu machen, is t eine 
schlimmere Diskriminierung als 
jede Auswirkung der EWG. M an 
sehe sich nur einmal an, welche 
Umwege beschriften w erden müß
ten, um in  der Schweiz oder in 
Österreich einen Original-EFTA- 
Büstenhalter zu produzieren.

Glücklicherweise ist die W irt
schaft flexibel genug, um die 
Hemmnisse des Ursprungszeug
nisses bisher zu ignorieren oder 
zu umgehen. Man hat die Un
zweckmäßigkeit dieses Ursprungs
zeugnisses bei der Gründung der 
EFTA bew ußt bagatellisiert. Man 
hatte sich „schneller als erw artet“ 
darüber geeinigt, und d ie Praxis 
soll weniger kompliziert sein als 
befürchtet. Das liegt aber nicht am 
Ursprungszeugnis, sondern an der 
Praxis. Inmierhin sind später der 
W irklichkeit mehr entsprechende 
Äußerungen über die Schwierig
keiten einer korrekten Handha- 
bimg, ohne d ie es doch auf die 
Dauer nicht geht, laut geworden.
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W as niui! die Binnenkonjimktur 
der EWG-Staaten betrifft, so ist es 
eine W irkung der Integration, daß 
die ■wirtsdiaftlidie Interdependenz 
sieb hier allmählich stärker aus
w irkt als vorher. Ganz von selbst 
w ird der konjunkturelle Gleichlauf 
der EWG-Staaten stärker. Dies 
gilt für den allgem einen Konjunk
turverlauf; Branchenkonjunkturen 
werden jetzt und auch für die 
nächste Zeit von Land zu Land 
noch stärkere Unterschiede zeigen, 
bis sie sich nach Erreichen einer 
vollen Integration ebenfalls ein
ander angleichen. Es wäre ein 
großer Irrtum, w enn man Struktur
wandlungen, die sich aus der Inte
gration ergeben, mit konjunkturel
len Vorgängen verwechseln und 
gar konjunkturpolitisch „bekämp
fen" würde. Dies w ürde bedeuten, 
einem wachsenden Kind in thera
peutischer Absicht M ittel zur Ver
hinderung von auftretenden Wachs
tumsungleichheiten zu verabreichen.

Zusam m enarbeit in  d e r  m onetären  
K on ju n k tu rpo litik

Es wird also vorerst dabei blei
ben müssen, die K onjunktur jedes 
einzelnen Landes mit den bisher 
üblichen M itteln zu steuern, wie 
auch in Art. 103 vorgesehen, und 
wir wissen ja, wie wenig dies — 
von der m onetären K onjunktur
politik abgesehen — überhaupt 
möglich ist. Dies bedeutet, daß in 
erster Linie die N otenbanken der 
EWG-Länder möglichst noch enger 
als bisher Zusammenarbeiten müs
sen, gleichgültig, w ie man, d ie  Auf
gaben der Notenbanken definiert. 
Sie sitzen jedenfalls an den Schalt
hebeln der Konjunktur. Entschei
dend ist, daß die Preise und die 
„Preisniveaus“ in der Gemein
schaft in Tuchfühlung bleiben, als 
ob sie ein  einziges W ährungsge
biet darstelle.

Diese Aufgabe ist von so über
ragender Bedeutung, daß alles an
dere dahinter zurücktritt. Insofern 
war die Aufwertung der DM und 
des holländischen Gulden ein 
Schlag gegen die europäische Inte
gration der Sechs. Ich habe vor 
der Aufwertung der DM in den 
USA bei namhaften Fachleuten der 
Praxis und der W issenschaft auf 
diesen Punkt hingewiesen, ohne 
dafür das richtige Verständnis zu

finden. Ich erwähne dies nur, um 
zu zeigen, wie wenig man in  einem 
der EWG wohlgesiimten Land von 
dem  wirklichen W esen der Inte
gration Keimtnis nahm. Eine Inte
gration kann nicht funktionieren, 
wenn die Teilnehmer w ährungs
politisch auseinanderlaufen.

E W G  a ll  A usgleichsfaktor

W ir kommen nun zu der Frage 
nach der Stellung der EWG in der 
westlichen W elt. In dieser Hinsicht 
zeichnet sich die EWG vor allem 
als Ausgleichsfaktor ab. Die Kori- 
junkturen der sechs Länder glei
chen sich einander an; sie schwin^ 
gen in der W eltkonjunktur gleichr 
mäßiger als bisher mit. Es ist so, 
als wenn man sechs einzelne Bal
ken zu einem in sich etwas be
weglichen Floß zusam m enbindet 
Dieses Floß schaukelt als Ganzes 
auf den W ellen, aber es glättet 
zugleich die W ogen. Andererseits 
könnte dieses Floß auch mehr Un
heil anrichten als sechs einzelne 
Balken, nämlich dann, w enn es im 
Rahmen der W eltkonjunktur falsch 
gesteuert würde. Daß man aber 
mit der EWG einen weltwirtschaft
lichen Störungsherd erzeugt oder 
entstehen läßt, liegt außerhalb 
aller Wahrscheinlichkeit.

Dafür beherrschen w ir das kon
junkturpolitische Instrumentarium 
heute gut genug, und es gibt kei
nen Politiker, der sich aus rein 
politischen Gesichtspunkten über 
die konjunkturwirtschaftlichen Auf
gaben hinwegsetzen könnte. Die 
wissenschaftlich orientierte W irt
schaftspolitik ist so sehr zu einem 
imm anenten Bestandteil der Poli
tik geworden, daß kaum noch ein 
ökonomisch irrationaler politischer 
Seitensprung möglich wäre. Denn 
die wirtschaftliche Integration ist, 
wie häufig betont, ein Bestandteil 
der Politik selbst.

K onzen trische R in ge . . .

W ir sehen also konzentrische 
Ringe vor uns. Das W ichtigste ist 
und bleibt die auf Wachstum und 
Stabilität gerichtete Konjunktur
politik der einzelnen Staaten. Diese 
Politik vollzieht sich aber nicht 
mehr im luftleeren Raum oder gar 
nach dem Prinzip des „rette sich, 
w er kann", wie etwa 1931. Gegen

seitige Rücksichtnahme ist heute 
selbstverständlich. W irtschaftspoli
tische M aßnahmen dürfen anderen 
Ländern nicht schaden.

Es liegt freilich nahe, daß die 
Sechs sich leichter aufeinander ab
stimmen als eine noch weniger 
integrierte Vielzahl. Von da ist es 
nur ein kleiner Schritt zur Aus
weitung auf die 20 M itglieder der 
OECD. Dieser Schritt ist deshalb 
nicht groß, weil sich die konjunk
turpolitische Zusam menarbeit hier 
wie dort nur auf Unterrichtung, 
A uswertung der Ergebnisse und 
Empfehlungen beschränken kann. 
Das westliche Europa ist heute 
— mit oder ohne EWG — wirt- 
schafts- und konjunkturpolitisch 
aufeinander angewiesen.

Den äußeren Ring bildet das 
Verhältnis Europas zu den  USA 
und zu der übrigen freien W elt. 
Die USA können bei d er Größe 
ihres Territorium s weniger als 
jeder andere Staat auf eine eigene 
W irtschaftspolitik verzichten, im
merhin treten dabei m ehr und 
mehr weltwirtschaftliche Gesichts
punkte in  den V ordergrund, wie 
z.B. in der neuen Linie der Han
delspolitik, in der N euorientierung 
der Entwicklungshilfe, in der neue
ren Auffassung zur W ährungspoli
tik der USA. Bei dem gegenw ärti
gen Stand der Konjunkturforschung 
erscheint es möglich und  notw en
dig, die westeuropäische Konjunk
turbeobachtung über die vorhan
denen Ansätze h inaus straffer zu
sammenzufassen und mit derjen i
gen in den USA zu koordinieren. 
Organisatorisch b ie te t sich hierfür 
die OECD an. In diesem Rahmen 
können ohne w eiteres die kon
junkturellen Probleme auch zu den 
übrigen Ländern, insbesondere zu 
den Entwicklungsländern, behan
delt werden. Als besonders wich
tig erscheinen h ier die Koordinie
rung der Entwicklungshilfe und die 
Sicherung der W eltm arktpreise für 
die Produkte der Entwicklungs
länder. ,

W enn man mit den Füßen auf 
der Erde bleiben will, w ird es 
zweckmäßig sein, die Dinge von 
den bestehenden Institutionen aus 
weiterzuentwickeln. Es w äre ein 
Fehlschlag, wollte man einen 
Atlantischen oder einen W eltkon
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junkturrat bilden, der genauso 
ohnmäditig wäre w ie die früheren 
W eltwirtsdiaftskonferenzen. Nicht 
zu übersehen ist ja  auch, daß alle 
in Betracht kommenden Länder 
heute unter dem Dach des Inter
nationalen W ährungsfonds wohnen.

Bis zu einer wissenschaftlidi 
orientierten Koordinierung der 
Konjunkturpolitik in der w est
lichen W elt ist noch ein w eiter 
Weg, aber die Zeit einer atomisti- 
schen Konjunkturpolitik, eines un
geordneten Neben^ und Gegenein-

ander, ist in der freien W elt end
gültig vorbei. Der W eg zu einer 
immer engeren und verständnis
vollen Zusammenarbeit ist nun
mehr vorgezeichnet, und es ist so 
gut wie immöglich, ihn nicht zu 
beschreiten. (A.J.)

Von einem  K orrespondenten

Die Ausdehnung der EWG im Urteil der Welt

Ob man sich in diesen W ochen mit V ertretern der 
Kennedy-Regierung, mit Bankiers aus W all S treet 

oder Induistriellen • aus Pittsburgh unterhält, ob man 
in den W andelgängen der UNO mit Europäern, 
Amerikanern, Aürikanemi od/er A siaten spricht, der 
Verlauf des Gesprächs ähnelt sich aiuffallend: Sobald 
man festgestellt h a t , , daJ3 es „im Kalten Krieg nichts 
Neues" gäbe, w endet sich das Interesse des Partners 
der Meinung des Deutschen über die Entwicklung der 
EWG zu.

Es ist nicht leicht, den Fragestellern Rede und Antwort 
zu stehen, weil sie oft herzlich wenig von der Proble
matik des Gemeinsameoi M arktes wissen; es ist noch 
schwieriger, von den Fragestellern ihre Meinung über 
die weitere Entwicklung und Ausdehnung der EWG 
zu erfahren. Teils fehlt es an Kenntnissen des Sach
verhalts, teils fließen Vorurteile, fließen begründete 
wie unbegründete Ä ngste vor W andlungen der Zu
kunft in die geäußerten M einungen ein.

Immerhin zeichnen, sich je tzt einige erste grunidlegen- 
dere Kommentare zur nächsten Phase der EWG ab, 
die einerseits durch die Überwindung der Agrar- 
hürde und die dadurch möglich gewordene zweite 
Phase der Rom-Verträge, andererseits durch den er
warteten Beitritt Großbritanniens und anderer EFTA- 
Länder sowie die von Präsident Kennedy aktiv  be
triebene Anpassung der amerikanischen Handels
politik an die neue europäische Entwicklung ausgelöst 
und geprägt sind.

 ̂ R eak tion  d er A grarerzeu ger

Betrachten wir zunächst die Reaktionen auf die Ein
beziehung der Landwirtschaft in die EWG-Regelungen. 
Verständlicherweise sind die W eizenproduzenten in 
den USA und Kanada, die Viehzüchter in Lateiname
rika, die M eiereibesitzer in N euseeland und A ustra
lien und viele andere um ihren  Absatz in Europa 
besorgt. Man befürchtet, daß die seit Jahrzehnten 
überfällige Rationalisierung der europäisdien Land
wirtschaft nnnmehr in großen Sprüngen vorangehen 
wird. Man kennt z. B. die „Musterfarm Dänem ark“ 
und glaubt, daß ihr Vorbild nach dem dänischen Bei
tritt zur EWG Schule m adten wird. Man hat von den 
erfolgreichen A nstrengnngen der französischen Land
wirtschaft gehört und sieht im Geiste bereits riesige 
wogende Getreidefelder amerikanischen Ausmaßes

odeir, wenn man etw as mehr über die französ'ische 
M odernisierung weiß, steil in die Höbe schnellende 
Ertragsziffem je  H ektar vor sich. M an denkt an die 
gewaltigen Möglichkeiten Deutschlands zur Produktion 
künstlicher Düngemittel wie auch landwirtschaftlicher 
M aschinen \md Iratet daraus sowohl eine Verjüngung 
des europäischen Bodens wie auch eine Bodenreform 
auf dem W ege über die M echanisierung der Land
wirtschaft als Zukunftsmöglichkeiten ab.

Kein Zweifel, ganz besonders Nordamerika, aber auch 
andere Agraxexportländer sehen ihre Chancen, vor 
allem in Großbritannien wegen größerer Käufe aus 
Europa, in zweiter Linie auch auf dem Kontinent 
wegen verbesserter Produktivität der Landwirtschaft, 
s ta rk  schrumpfen. Allerddngsi hört man auch beruhi
gende Äußerungen, anderer Art. Einmal wissen gerade 
Kenner der europäischen Landwirtschaft, daß die 
Bäume dort nicht in  den Himmel wachsen, daß d i e  
Reformen bestimmt nicht übers Jahr, ja  wohl kaum 
übers Jahrzehnt s o . w eit voranischireiteni werden, um 
die überseeischen Lieferanten beim Absatz sowohl im 
Rahmen des bisherigen Verbrauchs als auch im Rah
men des mit wachsendem W ohlstand steigenden V er
brauchs zu schädigen. Gewiß wird sich der M arkt 
verändern, w ird beispielsweise m ehr Knäckebrot als 
Konsumbrot gebacken werden, und was der Markt- 
verlagerungen mehr sind.

Doch die große Beruhigun'g, die d er Getreidewirtschaft 
Nordamerikas langsam einleuchtet, ist die für sie günr 
stige V erlagenm g des Getreideverbrauchs in  die 
Länder mit rapider „Bevölkenmgs-Explosion“. Es 
w ird nicht immer leicht sein, W eizenlieferungen nach 
Indien oder nach China zu finanzieren — aber, wie 
die kanadischen W eizenlieferungen nach China zeigen', 
wenn der Hunger heftig genug ist, dann finden sogar 
totalitäre Regime Dollars für Weizenkäufe. Diese bei
den Erwägungen werden noch ergänzt durch die Hoff
nung auf eine verständinisvolle W irtschaftspolitik des 
höchstwahrscheihlicfa w eiter an Prosperität gewinnen^ 
den europäischen Blocks.

L atein am erika  fürchtet fü r  A grarpreise

W ie notwendig eine w eltweite W irtschaftspolitik sein 
wird, je  intensiver die EWG ihren M itgliedern Er
folge bringt, geht aus manchen sorgenvollen Anmer
kungen der Lateinamerikaner hervor. Dort macht man

1962/11 55


